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Der Bundesminister für Verkehr Bonn, den 23, Juni 1972 

A 7/20.52.05/ 112 /Vma 72 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Gesamtkonzept der Bundesregierung zur Verbesserung 
des öffentlichen Personennahverkehrs 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Müller-Hermann, 
Lemmrlch, Vehar, Dr. Evers, Dr, Jenninger, Dr. Riedl 
(München), Mursch (Soltau-Harburg), Weber (Heidel- 
berg), Wendelborn und Genossen 
- Drucksache VI/3477 - 


Die Kleine Anfrage beantworte ich im Namen der Bundesregie- 
rung wie folgt: 


Die Bundesregierung hat im November 1971 erklärt, daß sie das 
seit längerem angekündigte umfassende Konzept zur Verbesserung 
des öffentlichen Personennahverkehrs in den ersten Monaten des 
Jahres 1972 dem Parlament vorlegen werde. Noch am 3. Februar 
1972 ließ der Bundesminister für Verkehr im Parlament keine 
Zweifel daran, daß das Konzept bald vorliegen werde. 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Sind die derzeit mit den Ländern und den zuständigen Ver- 
bänden diskutierten drei Gesetzentwürfe (Änderung des Per- 
sonenbeförderungsgesetzes, Änderung des Ällgemeinen Eisen- 
bahngesetzes, Änderung des Straßenverkehrsgesetzes), die 
lediglich die Äbgeltung gemeinwirtschaftlicher Äuflagen im 
Schülerverkehr und die Staffelung der Parkgebühren in den 
Städten regeln sollen, das, was von dem von der Bundesregie- 
rung angekündigten Gesamtkonzept zur Verbesserung des 
öffentlichen Personennahverkehrs übrig geblieben ist? 

Nein. 


Wichtige Teile des Konzepts zur Verbesserung des öffentlichen 
Personennahverkehrs (ÖPNV) sind bereits verwirklicht: Die 
Finanzhilfen des Bundes für den Bau und Ausbau von Ver- 
kehrswegen und anderen Einrichtungen des ÖPNV wurden 
durch das Verkehrsfinanzgesetz 1971 nahezu verdoppelt. Seit 
dem gleichen Tage werden die Unternehmen des ÖPNV - mit 
Ausnahme von Bundesbahn und Bundespost - voll von der 
Mineralölsteuer entlastet. Beide Maßnahmen sind im Bundestag 
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allerdings ohne Zustimmung der CDU/CSU-Fraktion beschlos- 
sen worden. 

Von den derzeit diskutierten drei Gesetzentwürfen gehört die 
Änderung des Straßenverkehrsgesetzes zum Konzept. 

Die Änderung des Personenbeförderungsgesetzes und des Äll- 
gemeinen Eisenbahngesetzes entspricht den Vorstellungen des 
Verkehrsberichts 1970 der Bundesregierung. Dort war ausge- 
führt worden, daß insbesondere der Äbgeltung gemeinwirt- 
schaftlicher Lasten bei den nichtkostendeckenden Schülertarifen 
entscheidende Bedeutung zukommt und die Länder insoweit 
mit einer eindeutigen Verpflichtung einen Änfang machen soll- 
ten, nachdem der Bund bereits an die Bundesbahn in erheb- 
lichem Maße Zuschüsse für sozialbegünstigte Tarife zahlt. 

Da eine solche Regelung nur eine Teillösung darstellt, war der 
Bundesminister für Verkehr in seinem Konzept darüber hinaus- 
gegangen und hatte eine umfassendere Regelung vorgeschla- 
gen. In seinen Verhandlungen mit den zuständigen Landes- 
ministern stellte der Bundesminister für Verkehr jedoch fest, 
daß für die umfassendere Regelung - insbesondere wegen der 
finanziellen Folgen für die Länder - die erforderliche Zustim- 
mung des Bundesrates nicht zu erwarten ist. 

Die Entwürfe zum Personenbeförderungsgesetz und zum All- 
gemeinen Eisenbahngesetz wurden daher den Vorstellungen 
des Verkehrsberichts 1970 und der Verkehrsminister der Länder 
angepaßt und auf den Ausgleich gemeinwirtschaftlicher Ver- 
pflichtungen im Schülerverkehr beschränkt. 


2. Wenn ja, wie ist es zu erklären, daß die Bundesregierung sidi 
auf eine „kleine Lösung" beschränken will, obwohl sie im 
Deutschen Bundestag und auch in der Öffentlichkeit immer 
wieder betont hat, daß sie ein umfassendes Konzept zur Ver- 
besserung des öffentlichen Personennahverkehrs vorlegen 
werde? 

Eine Antwort erübrigt sich, da die Frage zu 1. verneint wurde. 


3. Wenn nein, hat die Bundesregierung einen Termin ins Auge 
gefaßt, wann sie das von ihr angekündigte Konzept vorlegen 
will? 

Das Konzept des Bundesministers für Verkehr in seiner ur- 
sprünglichen Fassung wird als Diskussionsgrundlage für wei- 
tere Maßnahmen in Kürze in der Schriftenreihe des Bundes- 
ministers für Verkehr veröffentlicht. 


In Vertretung: 
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